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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur zweiten Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 1093/70 über den Zusatz von 
Alkohol zu den Erzeugnissen des Weinsektors mit Ur- 
sprung in der Gemeinschaft. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 20. Juni 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Budidrudterei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goetbestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur zweiten Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1093/70 
über den Zusatz von Alkohol zu den Erzeugnissen 
des Weinsektors mit Ursprung in der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des 
Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzen- 
der Vorschriften für die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Wein^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr /72-), insbesondere auf 

Artikel 25 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Gemäß Artikel 25 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 ist der Zusatz von Alkohol zu den Erzeug- 
nissen des Artikels 1 Absatz 2 dieser Verordnung 
untersagt; Brennwein und Likörv/ein sind hiervon 
ausgenommen. Artikel 25 Absatz 2 erlaubt jedoch, 
von diesem Verbot abzuweichen. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1093/70 des Rates vom 
8. Juni 1970 über den Zusatz von Alkohol zu den 
Erzeugnissen des Weinsektors mit Ursprung in der 
Gemeinschaft^), geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1598/71 ^), bestimmt die Erzeugnisse, die 
unter diese Ausnahme fallen. 

Die Möglichkeit, Tafelwein und Qualitätsweinen, 
b.A., die nach Drittländern ausgeführt werden, Alko- 
hol zuzusetzen, wurde unter bestimmten Bedingun- 
gen durch Artikel 1 Buchstabe a der Verordnung 
(EWG) Nr. 1093/70 eingeräumt, um entweder den 
Verbrauchergewohnheiten in diesen Ländern Rech- 
nung zu tragen oder um zu verhindern, daß die Wit- 
terungsverhältnisse oder der Transport die Qualität 
der ausgeführten Weine beeinträchtigen. Die nicht- 
europäischen Teile der Mitgliedstaaten befinden sich 
in einer den betreffenden Drittländern vergleich- 
baren Lage. Daher empfiehlt es sich, diese Möglich- 
keit auch für die nach diesen Teilen der Mitglied- 
staaten versandten Erzeugnisse einzuräumen. Um 
jedoch zu vermeiden, daß das grundsätzliche Verbot 
des Alkoholzusatzes umgangen wird, ist sicherzu- 
stellen, daß diese Erzeugnisse in den europäischen 
Teilen der Mitgliedstaaten nicht zum freien Verkehr 
abgefertigt werden. Zur Vereinfachung der Kontrolle 
ist die Rücksendung in die europäischen Teile der 
Mitgliedstaaten zu untersagen. 


Gemäß Artikel 3 a der Verordnung (EWG) Nr. 
1093/70 gelten Artikel 1 Buchstabe c und Artikel 2 
Absatz 2 nur bis zum 31. August 1972. Diese Befri- 
stung sollte es ermöglichen, auf diesem Gebiet eine 
gewüsse Erfahrung zu erwerben. Diese Erfahrung 
konnte jedoch in der kurzen Zeit, die seit dem 
1, September 1971 verstrichen ist, nicht erworben 
werden; darüber hinaus haben diese Bestimmungen 
keine merklichen Schwierigkeiten hervorgerufen. 
Auch mit Rücksicht darauf, daß die Definitionen der 
unter die Tarifnummer 22.06 des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs fallenden Erzeugnisse noch nicht harmonisiert 
wurden, empfiehlt es sich daher, die Geltungsdauer 
dieser Bestimmungen zu verlängern - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 1 Buchstabe a der Verordnung (EWG) Nr. 
1093/70 erhält folgende Fassung: 

„a) Tafelwein und Qualitätswein b.A., wenn die 
Witterungsverhältnisse oder Verbraucherge- 
wohnheiten den Alkoholzusatz erfordern und 
wenn sie 

i) nach Drittländern ausgeführt werden oder 
ii) nach den nichteuropäischen Teilen der Mit- 
gliedstaaten versandt werden, sofern sie in 
diesem Fall nicht wieder in die europäischen 
Teile der Mitgliedstaaten zurückgesandt 
werden." 

Artikel 2 

Der in Artikel 3 a der Verordnung (EWG) Nr. 1093/ 
70 genannte Zeitpunkt des 31. August 1972 wird 
durch den 31. August 1973 ersetzt. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1972 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 

vom S. . . . 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 128 
vom 12. Juni 1970, S. 1 

*1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 168 
vom 27. Juli 1971, S. 1 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 


2 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Begründung 


In der Verordnung (EWG) Nr. 1093/70 des Rates 
über den Zusatz von Alkohol zu den Erzeugnissen 
des Weinsektors mit Ursprung in der Gemeinschaft 
wird die Möglichkeit eingeräumt, in bestimmten Fäl- 
len bestimmten Erzeugnissen Alkohol zuzusetzen. 

Die Liste der Erzeugnisse, für die diese Möglichkeit 
besteht, umfaßt insbesondere Tafelweine und Quali- 
tätsweine b.A., sofern sie nach Drittländern ausge- 
führt werden und die Witterungsverhältnisse oder 
der Transport den Alkoholzusatz erforderlich ma- 
chen. Es gibt aber nichteuropäische Teile der Mit- 
gliedstaaten, die vergleichbare Witterungsverhält- 
nisse aufweisen. Die Kommission schlägt daher dem 
Rat vor, unter bestimmten Bedingungen auch Tafel- 
weinen und Qualitätsweinen b.A., die in diese Teile 
der Mitgliedstaaten versandt werden, die Möglich- 
keiten zu gewähren, die diesen Erzeugnissen bei der 
Ausfuhr nach bestimmten Drittländern eingeräumt 
werden. 

Die Liste enthält auch einige Erzeugnisse, die zur 
Verarbeitung von Erzeugnissen der Tarifnummer 
22.06 des Gemeinsamen Zolltarifs bestimmt sind, in 
diesem Fall wird die Möglichkeit des Alkoholzu- 
satzes jedoch nur bis zum 31. August 1972 einge- 
räumt. Um eine Änderung der Herstellung aromati- 
sierter Weine zu vermeiden und da der Rat die ein- 
schlägigen Sonderbestimmungen noch nicht erlassen 
hat, ist es notwendig, die Geltungsdauer der derzeit 
tigen Vorschriften zu verlängern. 

Daher schlägt die Kommission dem Rat vor, in die- 
sem Fall den Zeitpunkt des 31. August 1972 durch 
den Zeitpunkt des 31. August 1973 zu ersetzen. 
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